
§ 9 GVG.
Für die Entscheidung von Streitigkeiten, die sich dar­

aus ergeben, daß ein volkseigener Betrieb auf Anwei­
sung des zuständigen Fachministeriums eine Klage­
forderung nicht bezahlt hat, ist der Rechtsweg zulässig.

BG Erfurt, Urt. vom 8. Dezember 1953 — O (V) S 71/53.
Durch Urteil des früheren Landgerichts in E. vom 1. März 

1951 war der Inhaber der Firma G. mit 5 Jahren Zuchthaus und 
Vermögenseinziehung bestraft worden. Das Urteil war im 
April 1951 rechtskräftig geworden. Schon vor Erlaß dieses 
Urteils war die Firma G. der treuhänderischen Verwaltung der 
WB B. unterstellt worden. Durch Rechtsträgernachweis vom 
18. Dezember 1951 wurde sie mit Rückwirkung ab 1. April 1951 
in die Rechtsträgerschaft der WB B. gegeben und führte 
seitdem die Firmenbezeichnung VEB F.

Am 30. November 1951 hatte der Treuhandbetrieb der Ver­
klagten für geliefertes Saatgut den ziffernmäßig unbestrittenen 
Betrag von 27 360 DM in Rechnung gestellt. Am 31. Dezember 
1951 beglich die Verklagte diese Warenschuld durch Überwei­
sung, jedoch unter Kürzung um den Betrag von 4245,85 DM, 
indem sie gleichzeitig in dieser Höhe mit einer Forderung auf­
rechnete, die ihr gegen die ehemalige Firma G. zustand.

Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger von der Ver­
klagten die Zahlung des Kürzungsbetrages von 4245,85 DM nebst 
0,05 Prozent täglicher Verzugszinsen ab 16. Dezember 1951 ver­
langt.

Der Kläger verneint die Zulässigkeit der erklärten Auf­
rechnung mit dem Hinweis, daß das eingezogene Vermögen 
des Firmeninhabers bereits mit der Rechtskraft des Strafurteils 
im April 1951 Volkseigentum geworden sei und daß die Be­
gleichung von Altverbindlichkeiten der ehemaligen Firma G. 
einer zukünftigen gesetzlichen Regelung Vorbehalten bleiben 
müsse. Auch das Amt zum Schutz des Volkseigentums habe 
die Aufrechnung für unzulässig erklärt. In gleichem Sinne 
habe sich der Rat des Bezirks E. mit seinem Schreiben vom 
2. Juni 1953 an die Verklagte und vom 25. Juni 1953 an die 
übergeordnete Verwaltungsstelle der Verklagten geäußert.

Die Verklagte hat im Laufe des Rechtsstreits die Haupt­
klageforderung bezahlt, die Zahlung der Verzugszinsen jedoch 
abgelehnt mit dem Anträge, die restliche Klageforderung ab­
zuweisen.

Vorweg hat die Verklagte die Einrede der sachlichen Unzu­
ständigkeit des Gerichts erhoben. Sie macht folgendes geltend:

1. Sie habe ursprünglich im Hinblick auf die ungeklärte 
Rechtsnatur des klägerischen Betriebes von ihrer Vorgesetzten 
Dienststelle die verbindliche Direktive erhalten, die Klage­
forderung nicht zu bezahlen. Hierbei habe es sich um eine 
in vollziehend-verfügender Tätigkeit ergangene typische Ver­
waltungsmaßnahme gehandelt, die einer gerichtlichen Nach­
prüfung entzogen sei. Deshalb könne und dürfe die Entschei­
dung des vorliegenden Rechtsstreits nicht im Prozeßwege 
durch das ordentliche Gericht, sondern nur im Verwaltungs­
wege durch die zuständige Verwaltungsdienststelle erfolgen.

2. Erst nach Klärung der Rechtslage durch den Rat des 
Bezirks E. habe ihr vorgesetztes Fachministerium Anweisung 
gegeben, den bisher zurückgehaltenen streitigen Betrag zu 
zahlen. Der Anspruch auf Verzugszinsen sei aber nach wie 
vor unbegründet, weil die Entwicklung der Angelegenheit 
allein auf dem Verschulden des klägerischen Betriebes beruhe.

Aus den G r ü n d e n :
Mit ihrer Rüge der „sachlichen Unzuständigkeit“ des 

Gerichts wollte die Verklagte, wie sich aus ihrer Be­
gründung ergibt, in Wirklichkeit die „Unzulässigkeit 
des Rechtsweges“ geltend machen. Diese hätte vom 
Gericht auch ohne Erhebung einer diesbezüglichen Ein­
rede von Amts wegen geprüft werden müssen. Den 
Ausführungen der Verklagten kann aber insoweit nicht 
beigetreten werden, weil sie von irrigen Voraussetzun­
gen ausgehen. Die von der Verklagten angeführten Ent­
scheidungen des Obersten Gerichts besagen, daß ein 
Anspruch vor dem ordentlichen Gericht nicht verfolgt 
werden kann, der — in offener oder getarnter Form — 
darauf abzielt, die Rechtsfolgen einer in vollziehend­
verfügender staatlicher Funktion durchgeführten Ver­
waltungsmaßnahme wieder rückgängig zu machen. Um 
einen solchen Fall handelt es sich vorliegend nicht. Die 
von der Vorgesetzten Dienststelle der Verklagten ge­
gebene Anweisung, die Klageforderung nicht zu be­
zahlen, stellt keineswegs einen Verwaltungsakt der 
bezeichneten Art dar. Sie bedeutet nicht mehr und 
nicht weniger als einen Rat oder eine Empfehlung, wie 
sie etwa auch ein Prozeßvertreter seiner Partei erteilt, 
und die, je nach der ihr zugrunde liegenden Rechts­
auffassung, richtig oder falsch sein konnte, für die 
aber letzterenfalls die Verklagte dem Kläger gegen­
über die eigene Verantwortung übernahm. Wäre die 
Ansicht der Verklagten zutreffend, so könnte jedes 
Fachministerium die Verfolgung eines seiner Art nach 
bedenkenlos vor das Zivilgericht gehörenden Anspruchs 
dadurch illusorisch machen, daß es, von einer richtigen 
oder unrichtigen Rechtsauffassung ausgehend, die Be­
friedigung des gegnerischen Anspruchs untersagt.

Zu Unrecht beruft sich die Verklagte darauf, daß sie 
berechtigt gewesen sei, auf ihrer bestrittenen Auf­
rechnung so lange zu beharren, bis sie über die Rechts­
natur des klägerischen Betriebes hinreichend aufgeklärt 
worden sei. ' Zunächst ist dem entgegenzuhalten, daß 
im Zeitpunkt der Aufrechnung der Rechtsträgernach­
weis vom 18. Dezember 1951 bereits vorlag, auf Grund 
dessen zweifelsfrei nicht nur die Überführung in Volks­
eigentum, sondern auch der Rechtsträger als solcher 
feststand. Durch eine einzige Rückfrage beim Mini­
sterium des Innern, Hauptabteilung Staatliches Eigen­
tum, hätte diese Tatsache jederzeit authentisch bestä­
tigt werden können. Abgesehen hiervon aber lagen die 
angeblichen Zweifel über die Rechtsnatur des kläge­
rischen Betriebes, wie sich schon aus ihrer Bezeichnung 
ergibt, nicht auf tatsächlichem, sondern auf rechtlichem 
Gebiet, und die Verklagte muß sich insoweit den 
Grundsatz entgegenhalten lassen, daß Uhkenntnis 
rechtlicher Gegebenheiten keinen entschuldbaren Irr­
tum darstellt. Im übrigen war. sie bereits lange Zeit 
vor der Klageerhebung ausreichend unterrichtet worden.

Mit Schreiben vom 2. Juni 1953 belehrte der Rat des 
Bezirks die Verklagte und mit Schreiben vom 25. Juni 
1953 deren Vorgesetzte Dienststelle eingehend über die 
Rechtslage, nachdem die Verklagte gegenüber dem 
Schreiben vom 2. Juni 1953 an ihrer entgegenstehenden 
Rechtsansicht festgehalten hatte.

Es trifft nicht zu, wenn das Fachministerium be­
hauptet, es habe unmittelbar nach Klärung der An­
gelegenheit die Verklagte angewiesen, den aufgerech­
neten Forderungsbetrag zu zahlen, denn ausweislich der 
Verfügungsabschrift erteilte es trotz „völliger Klärung 
der Rechtslage“ der Verklagten die Empfehlung, zu­
nächst die in Aussicht gestellte gesetzliche Regelung 
bezüglich der Übernahme alter Verbindlichkeiten ab­
zuwarten und bis dahin von der Rückzahlung des auf­
gerechneten Betrages Abstand zu nehmen. Auch dieser 
Rat war nach Lage der Sache fehl am Platze, denn 
wenn die Aufrechnung als solche als unzulässig zu 
erachten und darüber hinaus die Frage, ob die Alt­
forderung gegenüber dem Kläger Geltung habe, erst 
einer zukünftigen Regelung Vorbehalten war, so konnte 
eben die Verklagte nicht das Recht einer einseitigen 
Zurückhaltung des streitigen Betrages für sich in An­
spruch nehmen; zumindest gab sie, wenn sie es dennoch 
tat, Veranlassung zu der etwa drei Monate später 
erfolgten Klageerhebung und befand sie sich zu diesem 
Zeitpunkt in schuldhaftem Verzüge. Weder befand 
sie sich zu dieser Zeit in einem Irtum über die Rechts­
lage, noch wäre ein solcher Irrtum vorliegendenfalls ent­
schuldbar gewesen. Deshalb muß die Verklagte, nach­
dem sich der Rechtsstreit hinsichtlich der Hauptforde­
rung durch Zahlung erledigt hat, auch für die begehr­
ten Verzugszinsen aufkommen, wobei noch zu berück­
sichtigen ist, daß diese Zinshaftung ein Verschulden 
nicht voraussetzt

§ 9 GVVO (Berlin) = § 9 GVG.
Für eine Klage gegen den verwaltungsrechtlichen 

Treuhänder auf Leistung von Schadensersatz wegen 
unerlaubter Handlung ist der Rechtsweg nicht zulässig.
/ KG, Urt. vom 21. Januar 1954 — Uz 24/53.

Der Kläger hat bis September 1948, dem Zeitpunkt seiner 
Verhaftung, die ihm gehörige Brotfabrik betrieben. Durch den 
Magistrat von Groß-Berlin ist dann die Treuhandschaft an­
geordnet worden.

Treuhänder wurde der jetzige Beklagte, der seinen Angestell­
ten K. mit der Durchführung der Verwaltung beauftragte. Die 
Treuhandschaft ist Ende August 1949 aufgehoben worden.

Der Kläger hat behauptet, der Beklagte habe den Betrieb 
während seiner Treuhandschaft schlecht verwaltet. Am Ende 
der Treuhandschaft sei kein Geld vorhanden gewesen, um die 
Rechnungen des Magistrats von Groß-Berlin in Höhe von 
10 110,77 DM zu bezahlen, die aus Mehllieferungen herrühren, 
die der Magistrat in seiner Eigenschaft als Mehllieferant durch­
geführt hat. Die schlechte Wirtschaftsführung des Beklagten 
bestehe darin, daß er vorsätzlich eine starke Illiquidität da­
durch hervorgerufen habe, daß er den Betrieb für die Zwecke 
der Konsumgenossenschaft umgebaut habe. Diese Aufwen­
dungen seien nicht notwendig gewesen.

Der Kläger hat beantragt, den Beklagten zu verurteilen, den 
Kläger von der Verpflichtung, an den Magistrat von Groß- 
Berlin laut Urteil — 5.0.161/51 — 10 110,77 DM nebst 4% Zinsen 
seit dem 1. 4. 1950 zu zahlen, sowie von seiner Verpflichtung 
zur Zahlung der festgesetzten Kosten im vorgenannten Rechts­
streit dem Magistrat gegenüber zu entbinden.
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